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Betrifft:
Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, eines Schlichtungs-

stellengesetzes und einer Behinderteneinstellungsgesetz-Novelle.

Stellungnahme des Bundesministeriums für Justiz

zu Z. 3.203B/1-I.1/2004

Mit Beziehung auf das Schreiben vom 19.1.2004 beehrt sich das Bundesministerium für Justiz, zum geplanten Gesetzesvorhaben wie folgt Stellung zu nehmen:

I. 

Das Bundesministerium für Justiz  unterstützt das Bestreben, gesetzliche Maßnahmen zur Verhinderung von Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen vorzusehen. Angesichts der Wichtigkeit dieses Anliegens wird die Durchführung eines Vorbegutachtungsverfahrens ausdrücklich begrüßt. 

II. 

Zu den legistischen Vorschlägen ist aus der Sicht des Bundesministeriums für Justiz  Folgendes zu sagen:

Zu Beilage 1
Zum Art. 1 
Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes (BGStG)

Zu Art. I Abs. 1 letzter Satz:

Es wird angeregt, anstelle des Begriffs "versehen", den Ausdruck "vollzogen" zu verwenden.

Zu Art. I Abs. 2 erster Satz (ebenso Artikel 2. § 18  und Artikel 3. Art. I. Abs. 2):

Zu überlegen wäre, in einem "Anti-Diskriminierungsgesetz" von dieser - auch sonst in Gesetzen üblichen - Sprachtechnik abzuweichen und ausschließlich "neutrale" Begriffe wie "Person" und "Mensch" oder Bezeichnungen in männlicher und weiblicher Form anzuführen.

Zu Art. II:

Zu § 4: 
Hinsichtlich der Gerichtsgebäude besteht grundsätzlich kein Einwand gegen die vorgeschlagene Definition der (und gegen die Forderung nach) Barrierefreiheit in dem Sinn, dass auch gehbehinderte Personen einschließlich Rollstuhlfahrer alle Räume ohne fremde Hilfe erreichen können sollen. Problematisch ist allerdings die Verknüpfung mit § 9 Abs 3 Z. 1, weil die Ausstattung aller öffentlichen Gebäude auch mit akustischen und/oder taktilen Leitsystemen (man denke an blinde gehörlose Manschen) einen enormen finanziellen Aufwand erfordern würde, für den jedenfalls im Justizbudget nicht vorgesorgt ist.

Zu § 6:

In Abs. 2 und 3 wird festgelegt, dass gehörlose bzw. taubblinde Personen das Recht haben, in der österreichischen Gebärdensprache bzw. mit Lormen zu kommunizieren. Zu präzisieren wäre hier, dass sie das Recht, diese Sprachen zu verwenden, vor Behörden und Gerichten haben. Ein darüber hinaus gehendes Recht (also gegenüber "Privaten") wäre wohl nicht durchsetzbar.

Zu § 7:

Es ist nicht nachvollziehbar, in welcher Weise und insbesondere in welchem Umfang "die Beachtung des Behindertengleichstellungsgesetzes" durch Förderungswerber bei der Vergabe von Förderungen berücksichtigt werden soll. Unklar ist auch, ob diese Bestimmung die ARR 2004 ergänzt oder ob eine Anpassung durch das BMF bzw. bei Sonderrichtlinien durch das jeweilige Ressort erfolgen muss. 

Zu §§ 8 und 9 (ebenso zu §§ 18 und 19 BBGG sowie zu §§ 7, 7a BEinstG):

Eine Diskriminierung (mittelbar gleich wie unmittelbar) kann nur dann vorliegen, wenn sie ohne sachliche Rechtfertigung erfolgt (vgl. den entsprechenden Vorbehalt in §  2 Abs.  6 BGBG: "Diskriminierung ist jede benachteiligende Differenzierung, die ohne sachliche Rechtfertigung vorgenommen wird").

In den vorliegenden Texten fehlen klare Einschränkungen; die entsprechenden Formulierungen in den Gesetzesentwürfen sind daher zu weit gefasst.

Zu § 9 Abs. 3:

Nach Z 2 liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn öffentlich zugängliche Anlagen, zB Parks, auf Grund von sonstigen Barrieren für Menschen mit Behinderung nicht oder nur mit besonderen Erschwernissen zugänglich sind. Streng genommen wäre es hinfort unzulässig, in öffentlichen Parks Rutschen, Sandkisten, Klettergerüste usw aufzustellen, da sie potentielle Hindernisse für Sehbehinderte darstellen. Hier wäre wohl eine Klarstellung (bzw Eingrenzung der Barrierefreiheit) vorzunehmen. 
Nach Z 4 wird eine mittelbare Diskriminierung angenommen, wenn Sport-, Kultur- und Freizeitangebote nicht barrierefrei zugänglich sind. Es stellt sich die Frage, ob diese Vorschrift - trotz der Abschwächung in Abs. 4 - nicht zu weitgehend ist. Nicht jeder, der im privaten Rahmen (etwa in einem Keller) eine Theateraufführung oder eine Feier organisiert, kann unter Androhung von Schadenersatz verpflichtet werden, barrierefreie Zugänge zu bewerkstelligen. Zu denken wäre allenfalls daran, ausdrücklich nur öffentliche oder öffentlich geförderte Veranstaltungen vom Anwendungsbereich dieser Norm zu erfassen (vgl. auch Abs. 4 letzter Satz). 
Z 7 sieht generell für sämtliche "Geräte der Kommunikationstechnik"  eine Diskriminierung vor, wenn diese auf Grund fehlender technischer Adaptierungen für Menschen mit Behinderung nicht oder nur mit besonderer Erschwernis benutzbar sind. Da eine nähere Beschreibung der "Geräte der Kommunikationstechnik" nicht erfolgt, könnten allenfalls auch Gegensprechanlagen bei privaten Hauseingängen erfasst sein. Fraglich wäre, ob diese dann in Zukunft nicht nur so anzubringen wären, dass sie auch für Rollstuhlfahrer zugänglich sind, sondern auch so ausgestaltet werden müssten, dass für eine blinde Person ertastbar ist, bei welcher Taste die von ihr gewünschte Person zu sprechen ist und dass für taube Personen optische Signale abgegeben werden. 

Zu § 9 Abs. 4 und 5:

Die Begriffe "unverhältsnismäßige Belastung", "zumutbare Maßnahmen" und "maßgebliche Verbesserung" stellen unbestimmte Gesetzesbegriffe dar, die angesichts der in § 12 vorgesehenen Rechtsfolgen mindestens in den Erläuterungen nähere zu beschreiben wären. Das gleiche gilt für die in § 10 Abs. 2 enthaltene Formulierung "angemessene Abhilfe". 

Zu § 12:

Die Bestimmung geht in der vorgeschlagenen Fassung zu weit. Sie räumt einem behinderten Menschen bei einer Verletzung des Diskriminierungsgebots nicht nur Anspruch auf Ersatz allfälliger Vermögensschäden, sondern auch Anspruch auf Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung ein. Bei Belästigungen soll dieser Entschädigungsanspruch mindestens 400 Euro betragen (Abs. 2).

Diese Schadenersatzverpflichtung kann außerordentlich weit reichende Auswirkungen haben, schon weil der ihr zugrunde liegende Begriff der Diskriminierung einen verhältnismäßig großen Anwendungsbereich hat. Die vorgeschlagenen Regelungen könnten – um ein Beispiel zu nennen – schon dann zu immateriellen Ersatzansprüchen führen, wenn sich ein blinder Mensch über den fehlenden Zugang zu einem Internetangebot und die nicht behinderten- bzw. blindengerechte Gestaltung eines Internetauftritts ärgert und derart in seiner Persönlichkeit beeinträchtigt sieht. Eine derartige Konsequenz wäre aber – bei aller Wertschätzung des Anliegens behinderter Menschen – überzogen.

Die geplante schadenersatzrechtliche Sanktionierung von Behinderungen ist offensichtlich den schadenersatzrechtlichen Tatbeständen im Gleichbehandlungsrecht bzw. in der RV für ein (neues) Gleichbehandlungsgesetz nachgebildet. Es fragt sich dabei freilich, ob eine zivilrechtliche Haftpflicht im gegebenen Zusammenhang das Mittel der Wahl ist: Zum einen ist hier zu bedenken, dass das Gleichbehandlungsrecht vorwiegend (freilich nicht nur) Diskriminierungen in der Arbeitswelt abdeckt, also in einem Bereich, der maßgeblich durch die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers und durch die Verpflichtung zur diskriminierungsfreien Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer geprägt ist. Zum anderen mag die "Nutzung" des Schadenersatzrechts gleichsam dem modernen Trend entsprechen. Gerade für den Bereich der Bekämpfung von Diskriminierungen Behinderter ist ein zivilrechtliches Sanktionssystem freilich nicht unproblematisch, weil dadurch eine genuin staatliche Aufgabe, nämlich die Förderung, der Schutz und die Gleichstellung behinderter Menschen, gleichsam "privatisiert" wird. Es liegt dann bei den Opfern von Diskriminierungen,  sich gegen Diskriminierungen zur Wehr zu setzen. Daran können auch das vorgesehene Verfahren und die geplante "Schlichtungsstelle" nichts ändern. Faktisch ist es Sache des einzelnen Behinderten, sich gegen Diskriminierungen zur Wehr zu setzen; die öffentliche Hand soll aber insoweit außer obligo sein. Aus Sicht des BMJ stellt dies eine bedenkliche Entwicklung dar, von der nur wenige "emanzipierte" behinderte Menschen profitieren können. Der großen Masse der Behinderten ist dadurch aber unter Umständen kaum geholfen.


Darauf hinzuweisen ist weiters, dass, wenn schon ideelle Schadenersatzansprüche statuiert werden sollten, sich diese auf gravierende Fälle und auf erhebliche Beeinträchtigungen der Persönlichkeit des betroffenen Behinderten beschränken sollten. Die vorgeschlagene Regelung könnte – so gut sie gemeint ist – ein Einfallstor für eine Ausweitung immaterieller Schadenersatzansprüche auch in Bereichen bilden, die mit der Diskriminierung behinderter Menschen nichts zu tun haben. Sie lässt den Schluss zu, dass auch ohne ernsthafte Schädigung Ersatz- bzw. Entschädigungsansprüche zustehen. Vor einer solchen Entwicklung des Schadenersatzrechts ist aber nachhaltig zu warnen. 


Allgemein ist zu hinterfragen, ob an die Verletzung des im Gesetz postulierten Diskriminierungsverbotes ausschließlich Schadenersatzansprüche geknüpft werden sollen, die für sich genommen den Betroffenen Barrierefreiheit nicht bringen können. Zu denken wäre daran, auch - wie nach geltendem bürgerlichen Recht bei der Verletzung von Persönlichkeitsrechten (vgl. Aicher in Rummel³, § 16 Rz 35) - Unterlassungs- und Beseitigungsansprüche vorzusehen . 

Zu § 13:
Diese Bestimmung sollte eine grundsätzliche Zuständigkeit der Gerichte zur Entscheidung von Streitigkeiten festlegen. Die Schlichtungsstelle soll dem gerichtlichen Verfahren ja lediglich vorgeschaltet sein. Abs. 1 sollte daher lauten:

"Ansprüche nach .... können bei den ordentlichen Gerichten nur geltend gemacht werden, wenn die Sache vorher bei der Schlichtungsstelle .... anhängig gemacht wurde und diese bereits mit Bescheid entschieden hat."

Zu § 15:

Vorweg ist festzuhalten, dass der Umfang der für die Gerichte zu erwartenden Mehrbelastung zwar nicht exakt abzuschätzen ist, doch im Hinblick auf den weitgesteckten Anwendungs- und Regelungsbereich mit einem erheblichen Zusatzanfall für die Gerichte zu rechnen ist. Für diesen Mehranfall bei den Richtern ist planstellenmäßig nicht vorgesorgt. Dem Planstellenmehrbedarf bei Richtern steht ein entsprechender zusätzlicher Bedarf im Bereich der nichtrichterlichen Bediensteten gegenüber, für den angesichts wiederholter Personal- und Planstellenkürzungen ebenso nicht vorgesorgt ist.

Die Justiz hat in den letzten Jahren wiederholt empfindliche Personal- und Planstellenkürzungen (und zwar sowohl im Kanzleibereich als auch bei den Richtern) hinnehmen müssen, wodurch die Bearbeitung bereits des derzeitigen Anfalls sehr erschwert ist. Gerade in Zeiten einer straffen Budget- und Personalpolitik und angesichts einer Justiz, die sich -  nicht zuletzt vor dem Hintergrund immer stärker werdender internationaler Verflechtungen im Wirtschaftsleben, aber auch im Bereich der Kriminalität  - zudem mit komplexer werdenden Verfahren konfrontiert sieht, muss eine Übertragung zusätzlicher und neuer Aufgaben an die Gerichte nachdrücklich abgelehnt werden, wenn nicht seitens BKA und BMF durch zusätzliche Planstellen und budgetäre Dotierung vorgesorgt wird.

In Abs. 1 erster Satz würde es ausreichen vom "Gericht" zu sprechen. Dass ein "zuständiges" Gericht zu entscheiden hat, ist selbstverständlich; auch eine Zuständigkeit eines Strafgerichtes kommt schon sinngemäß nicht in Frage, sodass sich auch der Hinweis darauf, dass es sich um ein Zivilgericht handeln muss, erübrigt. Dies würde dann auch mit Abs. 2 übereinstimmen, der nur vom "Gericht" spricht. 
Abs. 2, der offenbar einen - nur dem Betroffenen zur Verfügung stehenden ? -  Wahlgerichtsstand schaffen soll, könnte wie folgt lauten:
"(2) Die Sache kann vom Betroffenen auch bei dem Gericht anhängig gemacht werden, in dessen Sprengel er seinen Wohnsitz (oder gewöhnlichen Aufenthalt ?) hat."
Der Sinngehalt der vorgeschlagenen Bestimmung des Abs. 3 erster Satz ist nicht erkennbar. Die Verjährung wird ja bereits durch Erhebung der Klage (Anrufung des Gerichts) unterbrochen. Als notwendig erachtet wird jedoch eine Bestimmung, wonach durch die Anrufung der Schlichtungsstelle bis zur Beendigung des Schlichtungsstellenverfahrens der Lauf der Verjährungsfrist gehemmt wird. 
Das der Bestimmung des Abs. 3 zweiter Satz, wonach das Gericht der Schlichtungsstelle die Anrufung des Gerichts anzuzeigen hat, innewohnende Informationsbedürfnis ist zwar durchaus verständlich, doch führt diese Bestimmung zu einem erhöhten Arbeitsaufwand und erheblichen Mehrkosten und wird daher abgelehnt. Da das Gericht den Akt der Schlichtungsstelle aber ohnedies abfordern wird (Abs. 4), kann die Schlichtungsstelle auch auf diese Weise von einem anhängigen Gerichtsverfahren erfahren, sodass sich eine gesonderte Information auch aus diesem Grund bereits erübrigt.
Auch die in Abs. 5 verankerte Verpflichtung der Gerichte, Kopien rechtskräftiger Urteile an die Schlichtungsstelle zu übermitteln, wird im Hinblick auf die dadurch entstehende Mehrarbeit und insbesondere die dadurch verursachten Zustellkosten seitens des BMJ abgelehnt. Den diesbezüglichen Erläuterungen mag insofern zugestimmt werden, als durch eine Dokumentation der Schlichtungsstelle eine einheitliche Rechtsprechung gewährleistet wird. Wie in anderen vergleichbaren Verfahren, in denen eine Schlichtungsstelle dem gerichtlichen Verfahren vorgeschaltet ist (beispielsweise die wohnrechtlichen Schlichtungsstellen im Bestandverfahren), kann eine einheitliche Rechtsprechung jedoch durchaus auch ohne eine derartige Verpflichtung des Gerichtes erreicht werden, zumal richtungsweisende gerichtliche Entscheidungen ohnehin in zahlreichen Medien veröffentlicht werden. 
Die Ausführungen in den Erläuterungen zu § 15, wonach ungeachtet der Frage, wer das Gericht anruft, der betroffenen Person im gerichtlichen Verfahren die Rolle des Klägers, dem Antragsgegner des behördlichen Verfahrens die Rolle des Beklagten zukommt, sprechen ein mit der Vorschaltung der Schlichtungsstelle verbundenes verfahrensrechtliches Problem an, lassen aber weitere damit verbundene offen. Das Schlichtungsstellenverfahren setzt für seine Einleitung nach § 9 SchlStG einen Antrag einer von behaupteter Diskriminierung betroffenen Person voraus. Nähere Inhaltserfordernisse des Antrags werden nicht festgelegt. Es ist daher denkbar, dass dieser Antrag  – abgesehen von seiner Bezeichnung als Antrag und nicht als Klage - den vom Gesetz für eine Klage aufgestellten Erfordernissen nicht entspricht. Es sollte – um Probleme im Gerichtsverfahren zu vermeiden - daher bereits für den Antrag bei der Schlichtungsstelle vorgesehen werden, dass er den Inhalt einer Klage aufzuweisen hat. Nur so kann auch abgegrenzt werden, inwieweit eine Anrufung des Gerichts zulässig ist, weil ja Ansprüche erst dann gerichtsanhängig gemacht werden dürfen, wenn sie Gegenstand des Schlichtungsstellenverfahrens waren. 

Zu § 16:

Hier wäre klarzustellen, ob der Antragssteller des Schlichtungsverfahrens nach Anrufung des Gerichts durch den Antragsgegner (des Schlichtungsstellenverfahrens) den bei der Schlichtungsstelle eingebrachten Antrag zurückziehen können soll oder ob es sich hiebei um den vom Antragsgegner bei Gericht eingebrachten Antrag handelt. Für letztere Auslegung würde sprechen, dass die Antragsrückziehung "bei gegenseitiger Kostenaufhebung" erfolgen soll (das Schlichtungsstellenverfahren ist ja kostenfrei; vgl. § 9 Abs. 4 SchlStG). Dagegen spricht allerdings, dass die Anrufung des Gerichts gem. § 15 BGStG ja erst nach Zustellung des Bescheids der Schlichtungsstelle erfolgen darf. Hier kommt eine Antragssrückziehung also nicht mehr in Frage. Die nach den Erläuterungen mit der Bestimmung angestrebte und auch anzuerkennende Hintanhaltung der Verstrickung der Parteien in kostenintensive Rechtsstreite erfordert also einige zusätzliche Klarstellungen.  

Zu § 17:
Die Formulierung sollte jedenfalls gleichlautend mit den Bestimmungen im Bundes-Gleichbehandlungsgesetz und im Gleichbehandlungsgesetz sein. Eine sachliche Rechtfertigung für eine anderslautende Regelung ist nicht ersichtlich. Es darf in dieser Frage wohl keinen Unterschied machen, aus welchen Gründen eine Diskriminierung erfolgt.  
Darüber hinaus besteht ein gewisser Widerspruch zwischen Gesetzestext und Erläuterungen. Aus dem Gesetzestext geht hervor, dass bei Glaubhaftmachung der Diskriminierung durch den Kläger der Beklagte die höhere Wahrscheinlichkeit des Fehlens einer Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes dartun (beweisen) muss. Insofern muss die beklagte Partei das Gericht daher nicht "vom Wahrheitsgehalt ihrer Aussagen überzeugen", wie dies in den Erläuterungen ausgeführt wird, sondern sie muss das Gericht lediglich von der überwiegenden Wahrscheinlichkeit ihrer tatsächlichen Behauptung überzeugen. Insofern sollten die Erläuterungen zu § 17 richtiggestellt werden. 

Ferner sollte die Überschrift "Beweismaßerleichterung" durch die Überschrift "Beweislast" ersetzt werden. Das "Beweismaß" ist der vom Richter bei der Beweiswürdigung geforderte Überzeugungsgrad. Insofern mag die Überschrift zum Ausdruck bringen, dass im gegenständlichen Verfahren ein geringeres Beweismaß gefordert wird (richtigerweise müsste es wohl "Beweismaßreduzierung" lauten). Die Überschrift "Beweislast" entspricht jedoch eher der bisherigen Terminologie. 

Zu § 18:
Nach dieser Bestimmung können die in Abs. 1 genannten Verbände nicht nur Verbandsklagen, sondern auch Anträge im Schlichtungsstellenverfahren einbringen. Im derzeitigen Rechtsbestand sind derartige "Verbandsanträge" nicht vorgesehen. Ob sich eine derartige Regelung in einem Verfahren, in dem es in erster Linie um die Herbeiführung eines Ausgleichs der Interessengegensätze geht, als sinnvoll erweisen wird, hängt wohl auch davon ab, was Gegenstand des Antrags des Verbandes ist. § 8 SchlStG spricht zwar immer von der betroffenen Person und nicht vom Antragsteller, sodass dieser – auch wenn er nicht Partei ist – beizuziehen ist, die Stellung des Verbands als Antragsteller ist aber unklar.  
Unklar ist, welchen "Anspruch" und in welcher Eigenschaft der Verband diesen geltend macht, ob im eigenen Namen oder als Vertreter des Betroffenen. Der österreichische Gesetzgeber beschränkt sich im Zivilverfahrensrecht bei seinem Modell der Verbandsklage auf die Geltendmachung von Feststellungs- und Unterlassungsansprüchen. Schadenersatzforderungen können im Wege von Verbandsklagen nicht geltend gemacht werden. Die Geltendmachung eines dem Betroffenen zustehenden Schadenersatzanspruches im Namen des Verbands kann wohl nur dann durch den Verband erfolgen, wenn ihm der Anspruch abgetreten wird. 
Denkbar wäre eine auf die Feststellung der Diskriminierung gerichtete Klage, wobei diese wohl nur mit Zustimmung der betroffenen Person eingebracht werden dürfte. Unklar sind auch deren Wirkungen, weil der Betroffene keine Parteistellung in diesem Verfahren hat, für ihn die Entscheidung der Schlichtungsstelle oder des Gerichts daher auch keine Bindungswirkung hinsichtlich eines allfälligen späteren Schadenersatzverfahrens entfaltet.  
Die Erläuterungen verweisen auf die Verbandsklagen nach dem Konsumentenschutzgesetz. Die dort geregelten Verbandsklagen sind losgelöst vom Einzelfall auf die Unterlassung eines bestimmten Verhaltens gerichtet. Sollte derartiges gewünscht sein, müsste dies klarer formuliert werden. Sinnvollerweise sollte eine Verbandsklage nur dann zugelassen werden, wenn eine behauptete Diskriminierung mehrere Personen betrifft.
Die im Entwurf vorgesehene Formulierung kann in dieser Form jedenfalls nicht beibehalten werden, sondern bedarf der Konkretisierung. Aus dem Gesetzestext muss klar ersichtlich sein, welcher (eigene) Anspruch geltend gemacht wird. 
Abs. 2 legt fest, dass dann eine Verbandsklage vorliegt, wenn in einem Verfahren, in dem ein Verband Antragsteller ist, das Gericht angerufen wird. Welchen Aussagewert diese Anordnung hat, ist offen.
Auch der Inhalt von Abs. 3 ist nicht eindeutig erkennbar. Gemeint ist offenbar, dass das Schlichtungsstellenverfahren von der betroffenen Person selbst geführt wird, und erst bei Anrufung des Gerichts der Verband auftritt. Dies wäre klarer festzulegen, wobei auch hier die grundsätzliche Frage, welchen Anspruch der Verband geltend macht, in welcher Eigenschaft er dies tut und welche Folgen damit verbunden sind, vorweg geklärt werden muss. 
Zum Art. 2 
Entwurf eines Schlichtungsstellengesetzes (SchlStG)
Zu § 4 Abs. 6:
Abs. 6 normiert, dass jede Stelle, die Mitglieder vorschlagen darf, zumindest eine Frau als Mitglied oder Ersatzmitglied vorzuschlagen hat. Im zweiten Satz wird weiters festgelegt, dass Stellen, die ein Vorschlagsrecht für mehr als ein Mitglied haben zumindest zur Hälfte Frauen als Mitglieder vorzuschlagen haben. Dies lässt den Rückschluss zu, dass für den Fall, dass die Stelle nur ein Mitglied vorschlagen darf, eine Frau vorgeschlagen werden muss. Daraus sollte zumindest in den Erläuterungen hingewiesen werden. 
Zu § 6 Z 4:
Die Verpflichtung der Mitglieder der Senate, über alle ihnen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen "Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse" Verschwiegenheit zu bewahren, sollte zu einer allgemeinen Verschwiegenheitspflicht (auch für private Daten und Familienverhältnisse) erweitert werden.  
Zu § 8 Abs. 2:
Der zweite Satz bestimmt, dass die Kosten für die Mediation der Bund zu tragen hat. Hier sei nur allgemein darauf verwiesen, dass der Bund auch nicht die Kosten im Rahmen einer Familienmediation trägt, sondern allenfalls Zuschüsse leistet. Sollte sich das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz bereit erklären, diese Kosten zu tragen, so ist selbstverständlich nichts dagegen einzuwenden. Die Frage der Kostentragung stellt sich ebenfalls im § 10 Abs. 4 und 5. 
Zu § 16:
Die Formulierung "beschuldigte Person" legt den pönalen Aspekt der in § 12 BGStG vorgesehenen Schadenersatzpflicht offen. Im gegenständlichen Verfahren sollte es wohl eher Antragsgegner oder Beklagter heißen, um den zivilrechtlichen Charakter zu unterstreichen. Keinesfalls darf im Rahmen einer Mitwirkungspflicht festgelegt werden, dass ein Vertreter einer Partei (und noch dazu nur der Vertreter der beklagten, nicht auch der klagenden Partei!) dazu verpflichtet ist, erforderliche Auskünfte zu erteilen und somit eine allenfalls sogar gesetzlich festgelegte Verschwiegenheitspflicht zu brechen. 
Auf Grund der bestehenden Verschwiegenheitspflichten ist eine pauschale Mitwirkungspflicht von "allen Behörden, Ämtern, Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechtes" ebenfalls problematisch.
Zu § 17:
Selbst wenn man die auf Grund dieser Bestimmungen vorgesehenen gerichtlichen Verfahren von den Gerichtsgebühren befreien wollte, ist nicht einzusehen, warum zB auch Vollmachten von sämtlichen Abgaben befreit werden sollten. 
Zum Art. 3 
Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG)
Zu § 7d:
Die Bezugnahme auf Dienstklasse V der Beamten des allg. Verwaltungsdienstes entspricht nicht der aktuellen Rechtslage.

Zu § 7e:

Siehe die Ausführungen zu § 13 BGStG. 

Zu § 7g:

Siehe die Ausführungen zu § 15 BGStG. 

zu § 7i:

Siehe die Ausführungen zu § 17 BGStG. 

Zu § 7j:

Siehe die Ausführungen zu § 18 BGStG. 
Zur Beilage 2 
Art. II 
Entwurf eines Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes 2003 (BBGG)
Zu § 9 Abs. 2:
Durch diese Bestimmung wird normiert, dass eine Barrierefreiheit nur dann gegeben sei, wenn der Zugang über den für nicht behinderte Menschen üblichen Zugang ohne besondere Erschwernis und ohne fremde Hilfe erfolgen könne. Insbesondere bei bestehenden Gebäuden wurden und werden laufend Verbesserungen (zusätzliche Lifte, Rampen, etc.) eingebaut, die einen Zugang auch für Rollstuhlfahrer ermöglichen, teilweise aber Seiteneingänge betreffen.  
Zu § 10:
Die Bestimmung, dass sämtliche Bauwerke, "in denen eine Beschäftigung ausgeübt wird", barrierefrei zu gestalten sind, bedeutet einen vehementen Eingriff in das Eigentumsrecht. Der Eigentümer eines Wohnhauses, in dem eine Familie wohnt, die ein Kindermädchen neu einstellt (möge dies auch nicht behindert sein), wäre nun plötzlich gezwungen, innerhalb von 3 Jahren (!) das gesamte Gebäude barrierefrei zu gestalten und dies auch selber zu finanzieren. Diese Pflicht zur Barrierefreiheit sollte nur in öffentlichen Gebäuden und allenfalls Unternehmen mit einer gewissen Mindestzahl von Dienstnehmern zum Tragen kommen. 
Aus Sicht der Justiz würden für die geforderten Umbauten beträchtliche finanzielle Mittel benötigt werden, die dem Ressort zusätzlich zum laufenden Budget zur Verfügung gestellt werden müssten. Außerdem müsste in jedem Einzelfall geprüft werden, ob im Vergleich zu einem Umbau die Übersiedlung in ein neues, barrierefrei errichtetes Gebäude nicht wirtschaftlicher und zweckmäßiger wäre.
Zu §§ 11, 12 und 13:
Die vorgeschlagenen Regelungen würden bedeuten, dass nur mehr behindertengerechte Wohnraumgestaltungen förderbar sind. Wenn jedoch eine Großfamilie mehrere Wohnungen (mehr als 2) zusammenlegen möchte, wäre dies nicht förderwürdig. Auch die Vorstellung, dass sämtliche mit öffentlichen Mitteln geförderte Bauvorhaben, die bereits abgeschlossen sind, innerhalb von 5 Jahren gänzlich barrierefrei gestaltet werden müssen, ist wohl überzogen. 
Zu § 14:
Unter "öffentliche Verkehrseinrichtungen" sind nach dem Gesetzesentwurf offenbar auch private Taxis zu verstehen, die somit generell für Rollstuhlfahrer (ohne fremde Hilfe und besondere Erschwernis) zugänglich gemacht werden müssten. Es ist jedoch zu überprüfen, ob die jetzt schon bestehende Einrichtung des "Behindertentaxis" hier nicht ausreicht.
Zu § 15:
Anzumerken ist, dass als Auflagen, die Beförderung eines behinderten Menschen unter Umständen einschränken, auch jene Klauseln in Beförderungsbedingungen anzusehen sind, wonach alle beförderten Personen den Anweisungen des Personals Folge zu leisten haben. Es muss sich also um Einschränkungen und Auflagen handeln, die speziell die Beförderung Behinderter betreffen und sachlich nicht gerechtfertigt sind. 
Zu § 19:
Zu hinterfragen ist etwa, ob der Dienstgeber verhalten werden soll, (unabhängig von allfälligen Behinderungen seiner Angestellten!) sämtliche sanitären Vorkehrungen und Sozialeinrichtungen, wie etwa auch Kantinen, Aufenthaltsräume, Betriebskindergärten und Fitnessräume, barrierefrei zu gestalten.  
Zu § 20:

Eine "Arbeitsassistenz" für diejenigen Richter, Rechtspfleger und Staatsanwälte, bei denen Wahrnehmungseinschränkungen bestehen, würde zu einer inakzeptablen Verletzung des allen gerichtlichen Verfahrensordnungen immanenten, weil verfassungsrechtlich vorgegebenen Unmittelbarkeitsgrundsatzes führen (vgl. den Grundsatz der Mündlichkeit und Öffentlichkeit nach Art.  90 B-VG, aber auch Art.  6 MRK). 

Überdies wäre eine Kompensation der Behinderung durch "Arbeitsassistenz" bei den in Rede stehenden Rechtsberufen des Richters, des Rechtspflegers und des Staatsanwaltes aus verfassungsrechtlichen Gründen auch deswegen nicht in Betracht zu ziehen, weil dadurch die rechtlich unverzichtbare klare Entscheidungs- und Verantwortungszuordnung verloren ginge. 
Zu § 21:
Auch hier gehen die Regelungen viel zu weit, da erstens die Kostenfrage ungeklärt bleibt und zweitens ein sehr weiter Adressatenkreis betroffen ist: so ergeht zB der Auftrag, dass auch jede private Homepage so gestaltet sein muss, dass sie für behinderte Menschen barrierefrei genutzt werden kann.

Zu § 22: 
Die vorgesehenen Regelungen des § 22 über den "rechtsgeschäftlichen Verkehr" können auf Grund ihrer allgemeinen und undifferenzierten Aussagen zu größten Schwierigkeiten führen. Es bestehen zwar keine Bedenken dagegen, wenn der öffentlichen Hand in der Privatwirtschaftsverwaltung (im Rahmen der "Fiskalgeltung des Gleichheitsgrundsatzes") bestimmte rechtliche Auflagen zur Nichtdiskriminierung behinderter Menschen gemacht werden. Darauf beschränkt sich die vorgeschlagene Regelung aber nicht. Besondere Probleme bereiten dabei die in den lit. c und d des Abs. 1 erwähnten Fälle. So wird es beispielsweise auch unter dem Gesichtspunkt der Diskriminierung behinderter Menschen doch nicht anstößig sein, wenn ein Behinderter für eine Leistung des Vertragspartners, die auf Grund der Behinderung einen Mehraufwand im Vergleich zu anderen Fällen bildet, ein höheres Entgelt zahlen muss. Eine derartige Preisgestaltung wäre nach Abs. 1 lit. c aber bedenklich. Es bestehen in diesem Beispiel zwar keine Probleme, wenn die Betreiber von Massenbeförderungsmitteln diese Kosten auf die Gesamtheit der Fahrgäste umlegen. Bei Einzelunternehmen kann die Situation aber durchaus anders aussehen. Ähnliche Einwände lassen sich gegen die lit. d vorbringen: Einem Unfallversicherer kann es beispielsweise doch auch unter dem Gesichtspunkt der Diskriminierung nicht verwehrt werden, wenn er den Versicherungsvertrag nach einem Unfall und dem Eintritt einer "Invalidität" des Versicherungsnehmers kündigt, weil er das veränderte Risiko nicht mehr tragen will. Solche Beispiele sind aber en masse denkbar. 
Zu § 27:
Dieser Paragraph regelt völlig unbestimmt, dass zB auch Gerichte bei der Abfassung und Gestaltung von allen Geschäftsstücken, eine Behinderung von Menschen zu berücksichtigen hätten. Dies würde bedeuten, dass bereits jeder Zahlungsbefehl zusätzlich etwa auch in Brailleschrift auszufertigen wäre. Zu überlegen wäre allenfalls, nach Bekanntgabe einer Behinderung in einem konkreten Verfahren weitere Schriftstücke mit einer "behindertengerechten Ausfertigung" zu versehen.
Ansonsten gilt für die bei den Gerichten zu erwartende gravierende Mehrbelastung das bereits zu §§ 15ff BGStG und §§ 7g ff BeinstG Gesagte, sodass auf die dortigen Ausführungen zu verweisen ist. 

Zu § 32a:

Die Notwendigkeit einer solchen - § 41 MRG nachgebildeten - Bestimmung ist fraglich.

Zu § 32b:
In § 32b vorletzter Satz muss der Verweis auf "§ 32 Abs. 3 zweiter Satz" statt auf "§  32 Abs. 2 zweiter Satz" lauten. Diesbezüglich darf auch auf die entsprechende Regelung im MRG (§ 37 Abs. 3 Z 22) hingewiesen werden, an die sich die gegenständlich Bestimmung (und die übrigen Paragraphen betreffend die Anrufung des Gerichtes) offenbar anlehnt.

Zu § 33:
Die gegenständliche Formulierung des § 33 Abs. 1 spricht von "Parteistellung" und räumt diese einer unüberschaubaren Anzahl von Vereinigungen ein,  deren einziges Kriterium für die Einräumung dieser "Parteistellung" die Aufnahme einer Bestimmung in ihrer Satzung ist, wonach ihr Zweck die Wahrung der Rechte und Interessen von Menschen mit Behinderungen ist sowie die Aufnahme in eine Liste. Dass diese Vereinigung die Rechte und Interessen von Menschen mit Behinderungen tatsächlich wahrnimmt sowie sonstige Voraussetzungen (zB nicht auf Gewinn ausgerichtet, fachliche Eignung uä) sind nicht festgelegt. Derartiges wäre jedenfalls unbedingt erforderlich.
Unklar ist auch, welche Rechte mit der Einräumung der Parteistellung verbunden sein sollen. Ob dies dazu führen soll, dass in jedem Verfahren, in dem eine betroffene Person die Feststellung einer Diskriminierung und die Gewährung eines Schadenersatzes nach diesem Gesetz verlangt, nicht nur diese, sondern auch die angeführten Vereinigungen als Partei beizuziehen sind, was jedenfalls abzulehnen ist, oder damit die Möglichkeit der Einbringung von Verbandsklagen geregelt werden soll, was im Hinblick auf den unbestimmten Kreis der Berechtigten – wie bereits oben ausgeführt – ebenfalls abgelehnt wird, ist völlig offen. 
In Abs. 2 wird von einer Vertretung durch "qualifizierte Personen" gesprochen, es fehlt allerdings in der Folge die notwendige Definition einer solchen qualifizierten Person. Auch das Festlegen einer Vertretungsbefugnis eines in Abs. 1 genannten Verbandes oder Vereines wird abgelehnt. Da keine Anforderungen an die fachliche Eignung der Vereinigung gestellt werden, ist eine ordnungsgemäße Vertretung nicht sichergestellt. Sinn und Zweck von Anwaltspflichten ist es in erster Linie, rechtsunkundige Personen vor Rechtsnachteilen zu schützen.

Zu § 34:
Wie schon zum BGStG ausgeführt, sollte diese Bestimmung mit den im Bundes-Gleichbehandlungsgesetz  und im Gleichbehandlungsgesetz enthaltenen übereinstimmen.
Darüber hinaus ist noch auszuführen, dass bei bloßer Glaubhaftmachung einer Diskriminierung aufgrund einer Behinderung der Beklagte nicht gezwungen werden dürfte, den Beweis des Gegenteils zu erbringen. Die beklagte Partei sollte daher nicht das Vorliegen einer sachlichen Rechtfertigung beweisen, sondern nur die größere Wahrscheinlichkeit des Nichtvorliegens einer Diskriminierung glaubhaft machen müssen.
Zum Art. III 
Abänderungsteil: 

Zu § 24 RPflG und § 2 Abs. 1 Z 3 (irrtümlich als Z 4 bezeichnet) RDG:

Dem Wegfall des Kriteriums der körperlichen Eignung für die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst bzw. des Kriteriums der körperlichen und (sogar !) geistigen Eignung für die Zulassung zur Ausbildung zum Rechtspfleger muss entschieden entgegen getreten werden. Es ist unabdingbar, dass bei Personen, die die Berufe des Richters, Rechtspflegers oder Staatsanwalts anstreben, die dafür notwendige körperliche und geistige Eignung vorliegt.

§ 2 Abs.  1 RDG, der die Erfordernisse für die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst regelt, legt hiefür aus guten, ja wie zu zeigen sein wird geradezu zwingenden Gründen unter anderem die uneingeschränkte persönliche, geistige und fachliche Eignung sowie die körperliche Eignung für den Richterberuf fest (§ 2 Abs.  1 Z 3 RDG).

Die Vorschrift insbesondere der körperlichen und geistigen Eignung stellt keine isoliert personalrechtlich zu betrachtende Eignungsanforderung dar, sondern ergibt sich vielmehr aus den für das Richteramt geltenden verfassungsrechtlichen und prozessualen Vorschriften. Sowohl die dem Richter vorgeschriebene Verfahrensführung als auch die dem Richter übertragene Entscheidung bedingt diese Voraussetzung der körperlichen Eignung.

Der Richter hat in der Regel strittige Sachverhalte zu entscheiden. Zur Aufklärung eines strittigen Sachverhaltes ist es notwendig, dass sich der Richter einen persönlichen und unmittelbaren Eindruck von den zur Verfügung stehenden Beweismitteln verschafft, was - neben einer gewissen Mobilität - vor allem die uneingeschränkte Fähigkeit zu unmittelbarer eigener Wahrnehmung (und zwar auch in optischer und akustischer Hinsicht) erfordert; diese unverzichtbare Fähigkeit wäre beispielsweise bei blinden oder tauben Personen nicht gegeben.

In der mündlichen Verhandlung etwa setzt die Pflicht zur Verfahrensführung eine entsprechende optische Wahrnehmungsfähigkeit und akustische Artikulationsfähigkeit voraus. Dies gilt aber vor allem auch für das Prinzip der freien Beweiswürdigung, das zu den ureigensten und zugleich wichtigsten Merkmalen der richterlichen Tätigkeit zählt und eine der wesentlichen Grundlagen für die richterliche Entscheidungsfindung bildet; es setzt die Fähigkeit zu unmittelbarer Kenntnisnahme akustischer und auch visueller Eindrücke voraus (etwa persönlicher Eindruck von Zeugen und Parteien; Augenschein; Rekonstruktion des Tatherganges; Einsichtnahme in Beilagen, Bilder, Skizzen, etc).
Die besondere Bedeutung akustischer und optischer Eindrücke für die Wahrheitsfindung lässt sich etwa auch aus §  162a Abs.  2 StPO ableiten, der u.a. vorsieht, dass den Parteien und ihren Vertretern auch bei beschränkter Beteiligung an einer Zeugenvernehmung jedenfalls Gelegenheit zu geben ist, die Vernehmung in Bild und Ton mitzuverfolgen, um ihr Fragerecht ausüben zu können.

Überdies ist zu bedenken, dass in Österreich nach der Bundesverfassung keine "Spezialrichter" für bestimmte beschränkte Aufgaben vorgesehen sind, sodass es auch zu keiner Ernennung von Richtern kommen kann, deren körperliche Eignung nur bestimmte richterliche Tätigkeiten zulässt. Überdies finden richterliche Tätigkeiten, die sich in einem reinen Aktenverfahren erschöpfen, in Österreich praktisch nicht statt; insbesondere muss in diesem Zusammenhang auf die Möglichkeit zur Beweiswiederholung auch im Rechtsmittelverfahren hingewiesen werden. Im übrigen sind nach der allgemein anerkannten und begründeten Praxis in Österreich im Regelfall nur solche Richter in Rechtsmittelsenaten tätig, die zuvor bereits in erster Instanz judiziert haben.

Diese bereits aus dem verfassungsrechtlichen Grundverständnis des Richterberufes heraus und sich auf Grund der Erfordernisse des Zivil- und Strafprozessrechtes ergebenden Argumente sprechen - neben einer Vielzahl hier nicht zu erörternder organisatorischer Probleme - gegen eine Änderung von § 2 Abs.  1 Z 3 RDG, ja schließen eine solche Änderung geradezu aus. An den darin normierten, in Bezug auf die besonderen Anforderungen an der Richterberuf sachgerechten, Voraussetzungen sollte daher unbedingt festgehalten werden.

Die vom Richter verlangten Fähigkeiten im Bereich der Beweisaufnahme und der freien Beweiswürdigung im Rahmen der Entscheidungsfindung (wie persönlicher und unmittelbarer Eindruck, unmittelbare eigene Wahrnehmung in optischer und akustischer Hinsicht, optische Wahrnehmungsfähigkeit und akustische Artikulationsfähigkeit, Fähigkeit zu unmittelbarer persönlicher Kenntnisnahme akustischer und auch visueller Eindrücke etc.) treffen auch auf den Rechtspfleger zu.  

In gleicher Weise ist auch für den Staatsanwalt die Fähigkeit zur optischen und akustischen, persönlichen und unmittelbareren eigenen Wahrnehmung ebenso wie die akustische Artikulationsfähigkeit unabdingbare Berufsvoraussetzung. Nicht umsonst bestimmt daher §  12 StAG, dass zum Staatsanwalt nur ernannt werden kann, wer die Ernennungserfordernisse nach § 26 RDG erfüllt und eine zumindest einjährige Praxis als Richter bei einem Gericht oder als Staatsanwalt aufweist.  

Zu Art. IV Abs. 4 und § 32b Abs. 1 RDG sowie § 40 Abs. 2 StAG:

Den Gleichbehandlungsbeauftragten sollte nicht auch die Vertretung behinderter Personen übertragen werden, zumal es oftmals zu Interessenkonflikten kommen kann. 

Zu § 30 Abs. 3 RDG und § 17 Abs. 3 StAG:

Da nicht präzisiert ist, für welche Art von behinderten Menschen die Form der Ausschreibung geeignet sein muss, wäre jede Ausschreibung etwa auch in einer für taub-blinde Menschen geeigneten Weise vorzunehmen, was zu einem unüberschaubaren Aufwand führen würde. 
Zu §§ 2, 4, 4a und 15 SDG:

Die Eignungsvoraussetzungen im § 2 Abs. 2 Z 1 lit. d (körperliche und geistige Eignung) sowie deren Bescheinigung (im Zweifelsfall) gemäß § 4 Abs. 2 zweiter Satz sind - wie für jeden Beruf - auch für Gerichtssachverständige und Gerichtsdolmetscher unverzichtbar (man vergleiche in diesem Zusammenhang den neu vorgeschlagenen § 7a Abs. 3 des Behinderteneinstellungsgesetzes im Entwurf Beilage 1, der diesem Erfordernis auch Rechnung trägt). Die Aufhebung dieser Bestimmungen wird daher strikt abgelehnt.


Die im Dienste der Rechtspflege zu erbringende Expertentätigkeit ist eine höchstpersönliche (nur natürliche Personen können allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige und Dolmetscher werden, nur sie haften allen Betroffenen unbeschränkt und unbeschränkbar, nur ihre Fachkunde wird überprüft, eine Substitution/Entsendung eines Stellvertreters ist nie zulässig; Hilfskräfte können nur für Nebentätigkeiten, nicht aber für den Kernbereich der Tätigkeit vor Gericht herangezogen werden). Die Person, die eine derartige Eigenschaft anstrebt, muss daher selbst über die für die Ausübung dieser Tätigkeit erforderlichen Fähigkeiten verfügen, also auch die für das jeweilige Fachgebiet bzw. die jeweilige Sprache (dh die für den Beruf des auch außergerichtlich tätigen Sachverständigen oder Dolmetschers) notwendige körperliche und geistige Eignung aufweisen. Es wäre für den geordneten Gang der Rechtspflege und das Recht der Parteien eines Gerichtsverfahrens auf zeitgerechte und faire Verhandlung und Entscheidung (Art. 6 EMRK) unzumutbar, würde der Gerichtssachverständige oder -dolmetscher nicht über die für diese Funktion notwendige körperliche und geistige Eignung verfügen. 

Allgemein ist zu sagen, dass die Zertifizierung (Eintragung in die Liste der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen und Dolmetscher) ausschließlich im Interesse der Rechtspflege, dh. nur bei Bedarf und ohne Rechtsanspruch auch bei Erfüllung aller Voraussetzungen, erfolgt.


Menschen mit Behinderung erfüllen das Erfordernis der geistigen und körperlichen Eignung als Gerichtssachverständige bzw. Gerichtsdolmetscher nur dann nicht, wenn ihre Behinderung derart ist, dass sie an der praktischen Ausübung der für das jeweilige Fachgebiet notwendigen Befundaufnahmen und/oder Gutachtenserstattung bzw. der für die jeweilige Sprache notwendigen Übersetzungs- bzw. Dolmetschtätigkeit gehindert sind. Sind sie nur teilweise an der Ausübung verhindert, so können sie ihre Zertifizierung eingeschränkt auf den verbleibenden Tätigkeitsbereich in dem Fachgebiet/der Sprache beantragen, soweit für diesen Tätigkeitsbereich allein auch Bedarf in den Gerichtsverfahren besteht.


Die für den neuen § 4a Abs. 1a vorgeschlagene Regelung (Beiziehung des/der zuständigen Gleichbehandlungsbeautragten zur Kommissionsprüfung) sollte nur auf Antrag des Prüfungswerbers zu erfolgen haben, zumal die Vorausetzung hiefür (Behinderteneigenschaft) wohl dessen Beurteilung allein überlassen bleiben sollte, um Streitigkeiten über die Notwendigkeit der Beiziehung hintanzuhalten. Die Handhabung der Bestimmung wäre dann weniger fehleranfällig, es bräuchten auch keine Rechtsfolgen für das Unterbleiben der Beiziehung normiert zu werden, der Prüfungswerber könnte sich direkt an den/die Gleichbehandlungsbeauftragte/n wenden. Findet keine Prüfung statt - wird also keine Kommission einberufen, weil die Voraussetzungen schon von der Aktenlage her zu bejahen sind - scheint die Beiziehung bloßer Verwaltungsaufwand und damit überflüssig. Es wäre auch notwendig, die Regelung in einen neuen § 4a Abs. 4 aufzunehmen und die Diktion der des SDG anzupassen.

Zu Beilage 3

Die Liste ist nicht auf dem letzten Stand: Das "Notariatszwangsgesetz" (S. 61) wurde durch das 1. Euro-Umstellungsgesetz Bund, BGBl I 2001/98, in ein "Notariatsaktgesetz" umgetauft. Zudem wurde den Anliegen blinder Menschen im Rahmen dieser Novelle durch weitere Ausnahmen von der Pflicht zum Abschluss eines Notariatsakts Rechnung getragen. Die §§ 1308 und 1494 ABGB wurden durch das BG BGBl I 1999/164 umformuliert, die ehemaligen diskriminierenden Formulierungen gehören dem Rechtsbestand nicht mehr an. Gleiches gilt übrigens auch für die im Referat angesprochenen §§ 566 und 616 ABGB, sie diskriminieren behinderte Menschen in ihrer Wortwahl nicht mehr.

25. März 2004
Für den Bundesminister:

Dr. Gerhard Hopf
